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Birnstock: Wenn Grün-Schwarz untätig bleibt, wird der Ganztagsanspruch
an Grundschulen in einem Fiasko enden

Grün-Schwarz muss endlich die Rahmenbedingungen festlegen, Kommunen entsprechend unterstützen
und dabei auch vor allem die Vereine und Jugendverbände nicht vergessen.

Zur Meldung, dass der Städtetag in Baden-Württemberg den geplanten Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung in den Grundschulen für unrealistisch hält, sagt der Sprecher für frühkindliche
Bildung und Jugend der FDP/DVP-Fraktion, Dennis Birnstock:

 

 

„Es ist mir nach wie vor schleierhaft, wie sich die Landesregierung den Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter vorstellt. Durch Untätigkeit sowie permanentes
Abschieben der Verantwortung an die Kommunen wird jedoch kein einziger Platz geschaffen. Ich kann
hier die Empörung des Städtetags Baden-Württemberg absolut nachempfinden. Fakt ist doch, dass wir in
Baden-Württemberg – sofern wir genauso weitermachen wie bisher – keinen Ganztagsanspruch im
Grundschulbereich werden erfüllen können. Das gelingt aktuell ja nicht einmal bei den bisherigen
Rechtsansprüchen. Das wissen inzwischen alle Beteiligten – außer eben die grün-schwarze Mehrheit im
Landtag sowie die entsprechende Landesregierung.

 

Ich möchte hier noch einmal mit Nachdruck darauf hinweisen, dass es nur noch vier Jahre sind, bis der
neue Rechtsanspruch kommt. Wenn sich Grün-Schwarz jetzt nicht bewegt, Konzepte vorlegt und vor
allem die notwendigen Rahmenbedingungen schafft, wird das Ganze in einem Fiasko enden. Wir Freien
Demokraten im Landtag von Baden-Württemberg fordern Grün-Schwarz erneut auf, endlich die
Rahmenbedingungen festzulegen, entsprechend zu unterstützen und dabei vor allem auch die Vereine
und Jugendverbände nicht zu vergessen. Alleine werden die Kommunen das keinesfalls bewältigen
können. Denkbar wären auch Pilotprojekte, in welchen entsprechende Konzepte erprobt werden können.
Diese müssen aber besser heute als morgen beginnen.“


